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Sowjetunion zur Verständigung bereit
Für vernünftige Lösung der Berliner Frage — Moskauer Richtlinien gute Verhandlungsgrundlage

Frentzle Heinis tägliches
großes Geschäft

(Fünf Minuten wird ge>sprochen)

Solcher hehren Tätigkeit(EB ) Die Erklärung der Sowjet¬union zur Lage in Berlin hat Klarheit
geschallen , heißt es in einem Kom¬
mentar des SED ' Pressedienstes . In
den Moskauer Verhandlungen sei die
Grundlage für eine Verständigung über
Berlin gefunden worden . Wie nicht
anders zu erwarten , strebte die So¬
wjetunion , die nach wie vor verhand¬
lungsbereit ist , eine vernünftige Lö¬
sung der Berliner Frage an .Es hat sich aber ergeben , daß die
Westmächte die Meinungsverschieden¬heiten , die unter den vier Oberbefehls¬
habern bestehen und bei der Aus¬
arbeitung konkreter Maßnahmen ent¬
standen sind , zum Anlaß nehmen , die
Verständigung zu hintertreiben . Man
hätte sich in Moskau grundsätzlichdarüber geeinigt , die Beschränkungenzwischen Berlin und den Westzonen ,sowie die Beschränkungen des Güter¬
verkehrs nach und aus der Ostzone
aufzuheben . Man war sich auch einig ,daß die deutsche Mark der Ostzone als
einzige Währung für Berlin einzufüh¬
ren sei . Nun aber machen die West¬
mächte Schwierigkeiten gegen eine
vom sowjetischen Oberkommando ver¬
langte Kontrolle der Luftbrücke . Die¬
se Forderung ist jedoch eine logische
Folge des Uebereinkommens , eine ent¬
sprechende Kontrolle über den Geld¬
umlauf in Berlin und den Handel zwi¬
schen Berlin und den Westzonen zu
errichten .

Wenn die Westmächte nun beabsich¬
tigen , die Berliner Frage vor den Si¬
cherheitsrat der UN zu bringen , so
bedeutet dies , daß sie ihre Berliner
Spaltungspolitik weiter betreiben wol¬
len .

Paris und London wenig
begeistert

(Rdfk .) Der Entschluß der Außen¬
minister der drei Westmächte , die Ber¬
liner Frage dem Sicherheitsrat der UN
zu unterbreiten , sei , nach Rundfunk¬
meldungen , zwar in gemeinsamem Ein¬
verständnis gefaßt worden , doch hät¬
ten sich , wie amerikanische Rundfunk¬
kommentare hervorheben , die Regie¬
rungen in Paris und London über den
Schritt weniger begeistert gezeigt als
Außenminister Marshall . Offizielle
Kreise in Washington lehnten bisher
jeden Kommentar mit dem Hinweis

Togliatti: Der Krieg ist zu
vermeiden

Einer Meldung aus Rom zufolge er¬
klärte der Generalsekretär der KP Ita¬
liens , Togliatti , in einer Rede vor dem
Zentralkomitee der KP , er sei fest da¬
von überzeugt , daß ein Krieg zu ver¬
meiden ist . Die kapitalistischen Kräfte
mühen rieh zwar , die Welt von ihrer
Stärke zu überzeugen und nachzuwei¬
sen , daß die Kommunisten die Kriegs¬
karte spielen , doch verstärke sich die
Stellung der Friedensfront , an deren
Spitze die SU stehe , ständig .

Lohnerhöhung in der bayer .
Metallindustrie

Nürnberg , (dpd .) Der Streik in der
bayerischen Metallindustrie , für den
sich bereits über 90 Prozent der Beleg¬
schaften ausgesprochen hatten , wurde
nach Mitteilung des bayerischen Ge¬
werkschaftsbundes in letzter Minute
abgewendet . Die bayerische Metallar¬
beiter -Gewerkschaft und die Unterneh¬
mer der Metallindustrie nahmen einen
Schiedsspruch einer Vermittlungskom¬
mission an , der eine Erhöhung des
Stundenlohnes von 0,90 DM auf 1,06
DM und eine löprozentige Gehaltsauf¬
besserung der Angestellten vorsieht .

Nächste Woche
8 Seiten

darauf ab , daß alle Entscheidungen
z. Z. in Paris getroffen werden .

Eine Stimme wird fehlen
Paris . (AP) Bei einer Verhandlung

der Berliner Frage vor dem Sicher¬
heitsrat der Vereinten Nationen hält
die Sowjetunion „die Asse in der
Hand “. In Kapitel sechs der UN-Charta
wird die friedliche Lösung einer Strei¬
tigkeit behandelt .

Nach Artikel 27 können die beteilig¬
ten Parteien bei der Verhandlung eines
Streitfalles unter Kapitel sechs nicht
mitstimmen . Das würde bedeuten , daß
Großbritannien , die Vereinigten Staa¬
ten , Frankreich und Rußland als betei¬

ligte Parteien ihre Stimme nicht abge¬
ben dürfen . Damit würden nur noch
sieben der elf Mitglieder des Sicher¬
heitsrates stimmberechtigt sein . Artikel
27 fordert aber , daß jede Entscheidung
des Sicherheitsrates von rieben Stim¬
men gebilligt werde .

Die Sowjetukraine , eines der restli¬
chen sieben Mitglieder , wird im Falle
Berlin mit aller Gewißheit für die So¬
wjetunion stimmen . Selbst wenn die
übrigen sechs Mitglieder — Kanada ,
Belgien , Argentinien , Kolumbien , China
und Syrien — sich auf seiten der
Westmächte stellen , würde diesen noch
ein Stimme an der erforderlichen Ma¬
jorität fehlen .

Kann er nicht entbehren;

Sowjetunion fordert allgemeine Abrüstung
Verminderung der Streitkräfte und Verbot der Atomwaffen

(dpd ) Den Höhepunkt der Samstag¬
sitzung der UNO -Vollversammlung
bildete die Bede des stellvertretenden
sowjetischen * Außenministers Wy-
schinski . Er legte eine Entschließung
vor , nach der die Vollversammlung
erstens den USA , Großbritannien , der
Sowjetunion , Frankreich und China
empfehlen soll , im Laufe eines Jahres
als ersten Schritt der allgemeinen Ab-

Tüstung die Stärke ihrer ^ gesamten
Streitkräfte um ein Drittel zu reduzie¬
ren . Zweitens soll die Herstellung von
Atomwaffen für Angriffszwecke gänz¬lich verboten werden . Drittens soll ein
internationales Kontrollorgan im Rah¬
men des Sicherheitsrates geschaffen
werden , das die Durchführung der all¬
gemeinen Abrüstung und das Verbot
der Atomwaffen überwachen soll .

Wyschinski wandte sich in seiner
Rede vor allem gegen die Anstifter
eines neuen Krieges , wobei er u . a . den
USA -Verteidigungsminister Forestal
und den Heeresminister Royall mit
Namen erwähnte . Weiter wandte er

sich gegen die in Brüssel geschlossene
Westunion , die in direktem Wider¬
spruch zu der Aufgabe stöhe , Frieden
und Sicherheit der Völker zu stärken .

Als Beweis für die Kriegspläne des
Westens nannte Wyschinski : 1 . die ge¬
meinsamen britisch -amerikanischen
Flottenmanöver im Atlantik , 2. die ge¬
meinsamen britisch -amerikanischen
Luftmanöver über Großbritannien und
3. Zeitungs - und Zeitschriftenartikel in
den westlichen Ländern , die verschie¬
dene Pläne für Angriffe auf die So¬
wjetunion im Tone wahnwitziger
Kriegshetzer erörterten .

Zur Außenpolitik der Sowjetunion
bemerkte Wyschinski , seine Regierungstrebe nach der Zusammenarbeit zwi¬
schen allen Nationen , die zu friedlicher
Zusammenarbeit bereit seien . Die So¬
wjetunion kämpfe für die Verwirkli¬
chung demokratischer Grundsätze und
für die Erhaltung des Friedens .

Wyschinski erzielte lebhaften Bei¬
fall , als er in seiner Rede die Abrü -
stvmgsvorschläge bekanntgab .

Schluß mit der Frankfurter Mißwirtschaft
Gegen die neuen Wucherpreise — Für Freigabe der Festkonten

Gegen die neuen drohenden Preis¬
erhöhungen nahm der Parteivorstand
der KPD und die Fraktion der KPD
im Wirtschaftsrat Stellung :

Der Frankfurter Verwaltungsrat un¬
ter Führung von Dr . Pünder , Dr . Er -
härd und ScMange -Schöningen berei¬
tet neue Angriffe auf die Interessen
und Lebenshaltung des werktätigenVolkes vor .

Nachdem unter Vorsitz des sozial¬
demokratischen Ministerpräsidenten
Lüdemann der Länderrat Bizone -
siens in seiner Sitzung am Juni
1948 mit Hilfe der sozialdemokrati¬
schen Mitglieder des Länderrates Se-
natsprärident Kaiser , Ministerprä¬sident Dr . Christian Stock , Mini¬
sterpräsident Wilhelm Kopf , Justiz¬
minister K a t z , Wirtschaftsminister
Veit und andere der großkapitalisti¬schen Wirtschaftspolitik und Preis¬
politik Dr . Erhards zustimmte , wurde
dem Preiswucher Tür und Tor geöff¬net . * _

Die Löhne werden niedrig gehaltenand die Preise in die Höhe geschraubt .Die Erhöhung der Lebensmittelpreisekommt nicht den Bauern zugute , son¬
dern den Währungsgewinnlern , Groß¬
industriellen , Großgrundbesitzern und
Großhändlern .

Auf die Schultern der Arbeiter , An¬
gestellten , kleinen und mittleren Be¬
amten , der Gewerbetreibenden und
Bauern sollen die Folgen der Kata¬
strophenpolitik Westdeutschlands ab¬
gewälzt werden . Schon heute sind die
Preise der Lebenshaltungskosten un¬
erschwinglich , aber dennoch will der
bizonale Verwaltungsrat die Preise für
Fleisch um 26—38 % steigern , für Brot

bis zu 9 Pfg . das Kilo , für Gas bis
zu 6 Pfg . pro cbm und für Strom bis
zu 3 Pfg . pro kWh -Std . Auch die
Preise für Eisen - und Stahlerzeugnisse
sollen bedeutend gesteigert werden .In den nächsten Tagen tagt der

Wirtschaftsrat !
Werden sich in diesem Wirtschaftsrat

wieder Abgeordnete finden , die die¬
sen Maßnahmen zur Schädigung ar¬
beitender Menschen zustimmen ?

Werden es die acht sozialdemokrati¬
schen Vertreter im Länderrat wieder¬
um wagen , den Preiswucher zu unter¬
stützen ?

Die KPD lehnt mit aller Entschie¬
denen diese Preis - und Wirtschafts¬
politik ab . Sie fordert alle Arbeiter ,Angestellten , Bauern und Gewerbetrei¬
benden auf , gegen sie Front zu
machen .

Schluß mit der Preiswucherpolitik !
Sofortige Erhöhung der Löhne und
Gehälter der Angestellten , unteren

und mittleren Beamten !
Weg mit Dr. Pünder , Dr . Erhard

und Schlange -Schöningen !
Weg mit dem System der Frankfurter

Mißwirtschaft !
Gleichzeitig wendet sich der Partei¬

vorstand der KPD mit aller Entschie¬
denheit gegen die Sperrung der 5 %
Festkonten . Diese Sperrung steht im
Widerspruch zu allen Versprechungenund stellt einen Bruch gesetzlicher
Bestimmungen dar .

Wir fordern :
Einhaltung des Gesetzes und sofortige

Auszahlung der Festkonten .

Dieses aber geht zu weit,
Das wollen wir ihm wehren!

Wer sind die
Friedensstörer ?

(W.G .) Die Agentur Tass hat die
sowjetische Antwort auf die Note der
drei Westmächte zur Berliner Frage
veröffentlicht . In Paris erklärten dar¬
aufhin die Außenminister der USA,Großbritanniens und Frankreichs diese
Antwort für unbefriedigend und be¬
schlossen , die ganze Angelegenheit
vor den Weltsicherheitsrat zu bringen .
Damit sind die Moskauer Verhandlun¬
gen ohne positives Ergebnis für die
friedliebenden Menschen aller Länder
verlaufen , ein Resultat , auf das die
Presse des internationalen Monopol¬
kapitals mit ihrer von offener Hetze
nicht zu unterscheidenden Begleit¬
musik zu den Beratungen seit langem
vorbereitet hatte .

*
Worum ging es eigentlich bei den

Verhandlungen ? Warum sind sie ge¬
scheitert ? Zur Beantwortung dieser
Fragen genügt es , sich die Ereignisse
der jüngsten Vergangenheit noch ein¬
mal vor Augen zu halten . Die soge¬
nannte „Blockade “ Berlins war ein Er¬
gebnis der westmächtlichen Versuche ,mit Hilfe von CDU , LDP und SPD
die verhängnisvolle amerikanische
Deutschmark in der Reichshauptstadt
einzuführen . Mit diesem Manöver soll¬
te damals die in schnellem Wiederauf¬
bau befindliche Wirtschaft der ‘ Ost¬
zone entscheidend gestört werden , ein
Ziel , dem auch die massiven Abtrans¬
porte von industriellen Einrichtungen
aus den Westsektoren Berlins dienten .
Der Einführung einer neuen gesamt¬
deutschen Währung hatten sich die
Amerikaner widersetzt , ebenso der bei
einer Währungsspaltung logisch un¬
vermeidlichen Einführung der Deut¬
schen Mark der Ostzone in Berlin .
Der Schutz der Werktätigen in der
Ostzone und dem sowjetischen Sektor
der Reichshauptstadt vor der durch
die Westmark hervorgerufenen Kauf¬
kraftzersetzung zwang daher die so¬
wjetische Besatzungsmacht zu Siche¬
rungsmaßnahmen . Dabei stand von
vornherein fest , daß diese Maßnahmen
aufgehoben werden würden , sobald
die Westmächte einer für die deut¬
schen Werktätigen der Ostzone befrie¬
digenden Lösung zustimmen würden .

Unter diesen Vorzeichen begannen
die Moskauer Verhandlungen . Der of¬
fenbare Bankrott der Berliner West¬
mark veranlaßte die Diplomaten der
Westmächte , der Einführung der Deut¬
schen Mark der Ostzone in Berlin un¬
ter Viermächtekontrolle zuzugtimmen .
Auch eine ' Viererkontrolle d»s Handels
zwischen Berlin und den Westzonen
wurde im Prinzip zugestanden . Die
vier Oberbefehlshaber in Deutschland
sollten die konkreten Maßnahmen zur
Verwirklichung d!eser Uebereinkom -
men beraten und beschließen .

Nun ergaben die Beratungen der
Oberbefehlshaber , daß die Vertreter
der Westmächte die vorgesehene
Schaffung einer Vierer -Finanzkommis¬
sion für die in Berlin umlaufende
Deutsche Mark der Ostzone dazu be -

Mmbackt
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nutzen wollten , Einfluß auf die Deut¬sche Notenbank und damit auf die ge¬samten Währungsverhältnisse der Ost¬
zone zu gewinnen . Es ist nur logisch ,wenn die Sowjetunion in der von der
„ Tass “ verbreiteten Antwortnote die¬
sen Versuch eindeutig ablehnte ; denndie Deutsche Mark der Ostzone mußvor den Folgen der Politik Erhard -
Ptinder -Marshallplan bewahrt bleiben .Andererseits lehnten es die Westmäch¬tevertreter in den Berliner Bespre¬chungen ab , den Luftverkehr , der
gegenwärtig unter der Kontrolle derWestmächte steht , auch der sowjeti¬schen Aufsicht zu unterwerfen . Würdesifh die Sowjetunion mit dieser Ab¬
lehnung abfinden , so wäre die syste -
ma ' ische Abräumung der Westsekto¬ren -Industrie durch die Unternehmerder Bizone fortgesetzt und damit Ber¬lins werktätige Bevölkerung ihrer Exi¬
stenzmöglichkeiten immer stärker be¬raubt worden , sowie ein Loch in dieStabilität der Deutschen Mark der Ost¬zone gerissen . Daher mußte die So¬
wjetregierung in der Tass -Note auchauf die Viermächtekontrolle des Gü¬ter - und Personenverkehrs auf dem
Luftwege beharren . '

* —-
Was beweist nun die Tatsache , daßdie Westmächte die Antwort derUdSSR für unbefriedigend erklärtenund die Berliner Frage vor den Sicher¬

heitsrat bringen wollen ? Diese Tat¬sache kann im Grunde nur eines be¬
sagen : der Versuch , die Friedensliebeder Sowjetvölker zur Ueberrumpelungder UdSSR auszunützen — wie das dieDrahtzieher im Büro der amerikani¬schen Schröderbank , die Herren Fo -
Ster , Dulles und Co. , geplant hatten —
ist mißlungen . Darum folgt nun die
Auswertung der kriegstreiberischen Pa¬rolen der Berliner Verbrecher vomPlatz der Republik , der Reuter , Neu¬
mann . Suhr und Friedensburg . Die in¬
ternationalen Monopolkapitalisten wol¬len die Sowjetunion als Unruhestifternach dem Motto „Haltet den Dieb !“
anklagen lassen und dazu den Sicher¬heitsrat der Vereinten Nationen be¬nützen . Im Hintergrund sehen sieschon eine Wiederholung des Aus¬schlusses der UdSSR aus dem Völker¬bund auftauchen — die „Badische Zei¬
tung “ schrieb es unlängst offen — der
1940 das Schicksal der Genfer Ligaendgültig besiegelte . Nicht genug ander Spaltung Deutschlands , wollen sie
jetzt an die Spaltung der Welt ge¬hen , um durch die Flucht in die
Kriegspsychose dem wirtschaftlichen
Zusammenbruch im eigenen Lande —
vor dem u. a. Präsident Truman vor
wenigen Tagen den Kongreß warnte— zu entgehen . Nicht zufällig folgtdie Ablehnung der Moskauer Antwort
unmittelbar « auf die AbrüstungsVor¬schläge Wyschinskis . <»

Aber die Flucht nach vorn kann nie¬manden täuschen . Die Spalter Deutsch¬lands sind auch diejenigen , die heutedie UN zu einem Machtinstrument ge¬gen die Volksdemokratien Osteuropasund ‘ gegen die Sowjetunion machenmöchten . Der Kampf der Völker umden Frieden wird nicht von den Re¬
gierungen , er wird von den Millionenfriedliebender Menschen entschieden ,die wissen , daß es nicht die Sowjet¬union ist , die den Frieden stört .

((Aus : » Unser Tag “)

Der L8nder « Kuhhandel
Von Robert Leibbrand , M. d . L.

Die Ministerpräsidenten von Baden ,Württemberg -Baden und Württemberg -
Hohenzollem haben wieder einmaleine Konferenz über den Zusammen¬
schluß der drei Länder abgehalten .Und wieder einmal wird uns berichtet ,daß sie beinahe einig geworden seien ,und zwar diesmal über das Abstim¬
mungsverfahren . Wenn bei einer
Volksabstimmung in jedem der frühe¬
ren Länder Württemberg und Baden
die Mehrheit der Abstimmenden sich
für die Vereinigung erklärt , dann soll
von den drei Landtagen eine Ver¬
fassunggebende Versammlung gewähltwerden . Die Verfassung und das Wahl¬
gesetz für den künftigen Südweststaat ,die diese Versammlung ausarbeitet ,soll dann einer neuen Volksabstim¬
mung unterbreitet werden .

Soweit wurden die Ministerpräsi¬
denten auf der Konferenz in Bühl
einig , nicht einigen konnten sie sich
darüber , was geschehen solle , wenn ,bei der Volksabstimmung die Vereini¬
gung der drei Länder abgelehnt wird .
Südbaden will dann darüber abstim¬
men , ob die früheren Länder Baden
und Württemberg getrennt wieder
hergestellt werden sollen , während
Württemberg -Baden und Württem -
berg -Hohenzollem auch über die Ver¬
einigung dieser beiden Länder abstim¬
men wollen , wonach dann Südbaden
allein bleiben würde . Ehe die Mini¬
sterpräsidenten nun den Militärgouver¬neuren diese entgegengesetzten Vor¬
schläge unterbreiten , wollen sie auf
einer neuen Konferenz nochmals eine
Einigung versuchen . In der Zwischen¬
zeit geht der Kuhhandel hinter den
Kulissen weiter . Natürlich ist dabei
nicht das Abstimmungsverfahren das
entscheidende !, sondern die Verteilung

der Posten und Machtpositionen in dem
zukünftigen Staat

Wir haben schon früher darauf hin¬
gewiesen , daß sich die CDU ihre Zu¬
stimmung zu der Vereinigung mit
weitgehenden Sonderrechten für die
Ministerialbürokratie der bisherigenLändchen bezahlen lassen will . Daßdabei statt einer einfachen und spar¬samen Verwaltung ein komplizierter ,teuerer und reaktionärer Staatsappa¬rat herauskomant , das zeigt der Staats¬
vertrag , den ein Zehnerausschuß der
Regierungsparteien — natürlich unterAusschluß der Kommunisten — in
langwierigen Verhandlungen ausge¬arbeitet hat . Selbst MinisterpräsidentDr . Maier mußte erklären , daß diein dem Staatsvertrag vorgesehenenvier Landesbezirke mit den dazuge¬hörigen Landesdirekforen eine teuere
Angelegenheit seien , die im heftigsten
Widerspruch zu den beabsichtigten
Sparmaßnahmen stünden . Der Gene¬ralsekretär der DVP schrieb , „daß dl«
vier Landespräsidenten die Tradition
von Karlsruhe in vierfacher Auflagefortsetzen könnten , zu komplizieren ,zu verteuern und zu konservieren , wasan borniertem Kantönligeist noch
wach ist “ . Und der sozialdemokrati¬
sche Landtagsabgeordnete Knorr
schrieb : „In diesem Südweststaat Ist
nur die Rede von vier selbständigenLandesbezirken , deren Präsidenten
ohne parlamentarische Verantwortung
Mitglieder der Landesregierung sind .Die landsmannschaftliche Trennung istin allen Zweigen der Verwaltung
Trumpf . . . fürwahr , die Vereinigungsoll auf diesem Weg mit so viel Re -
sentiment kleinstaatlicher Dezentrali¬
sierung erkauft werden , daß man sich
fragen muß , wozu ein • Landtag und

Neue Massensteuem in Sicht
Der Frankfurter Wirtschaftsrat plantneue Massensteuern einzuführen . Diese

bereits im Entwurf fertiggestellten
Steuergesetze sehen eine Einwohner¬
steuer , Energiesteuer und Mietzins¬
oder Wohnra ums teuer vor .

Kopfsteuer!
Nach dem Vorbild der in den Kri¬

senjahren 1930—1932 von der Brüning ’-
schen Notverordnungspolitik geschaffe¬nen Bürgersteuer soll nun in ähnlicher
Weise von den Gemeinden eine Per¬
sonalsteuer erhoben werden , ungachtetder Tatsache , daß die Bürgersteuervom Jahre 1930 später von der Hitler -
Regierung in die Lohn - und Einkom¬
mensteuer einbezogen wurde und also
praktisch jeder Einwohner auch heutenoch Kopfsteuer zahlt . Es ist klar , daß
von dieser neuen „Negersteuer “ in
erster Linie die minderbemittelte Be¬
völkerung betroffen wird .

Energiesteuer!
Die in Aussicht genommene Energie¬steuer sieht eine besondere Steuer aufden Verbrauch von Gas , Wasser , Elek¬trizität sowie auf die Benützung von

Straßenbahnen und Omnibussen vor .Die Bevölkerung soll zwangsläufig zur
Sparsamkeit erzogen werden . Ist dasnicht ein Hohn auf die Notlage derkleinen Leute ?

Hauszinssteuer!
Zu der vorgesehenen Mietzins - oder

Wohnraumsteuer liegen zwei Entwürfe
vor . Entweder Berechnung nach dem
Mietzins oder nach der Quadratmeter¬fläche des Wohnraums . Die Mietenwürden sich um zirka 10 Prozent er¬höhen und der Masse des Volkes , den
Arbeitern und Angestellten , würde jedeHoffnung genommen , seine Wohnraum -
verhältnisse jemals bessern zu können .Vom Frankfurter Wirtschaftsrat wirdmit diesen Maßnahmen die Politik der
Abwälzung der Lasten des verlorenen
Krieges auf die Schultern der breitenMassen des Volkes weiter fortgsetzt .Die fortlaufenden Preiserhöhungen für
Gegenstände des täglichen Lebens ,dazu die neuangekündigten Massen¬steuem , drücken das Niveau der Ge¬
samtlebenshaltung der Bevölkerungunter ein erträgliches Maß .

Diese Maßnahmen bedeuten einenbrutalen Eingriff der von der CDU
getragenen Frankfurter Wirtschaftsver¬
waltung in die einfachsten Lebensbe¬
dingungen des schaffenden Volkes .

Die Bevölkerung muß sich gegendiese unsoziale Steuerpolitik wendenund auf das entschiedenste ablehnen .Schluß mit der Geldmacherei aufKosten des Geldbeutels des kleinenMannes .

Der Kampf um die Führung in der SPD
Vier Gruppen ringen um die Macht — Wird mandstis die Richtung siegen?

(E .B.) Nach dem Abschluß des Düs¬seldorfer Parteitages der SPD bestä¬
tigen TeHnehmerkreise , daß die seit
langem zu beobachtende Führungskriseinnerhalb der SPD mit der Wieder¬wahl Dr . Schumachers keineswegs ab¬
geschlossen ist . Es sei lediglich einer
geschickten Regie zu verdanken , daßin Düsseldorf der Streit der verschie¬denen um die Parteiführung ringen¬den Gruppen getarnt wurde , weil un¬ter allen Umständen verschleiert wer¬den sollte , daß zu der allgemeinenKrise der SPD -Politik auch noch eineakute Führungskrise hinzugekommensei .

Allgemein wird festgestellt , daß die
Sozialdemokratie unter ihrer jetzigenFührung zu einer Partei geworden ist ,die allein die Interessen des Besitz¬
bürgertums vertritt . Es wird als symp¬tomatisch angesehen , daß rund 80 %der 366 Delegierten zum Düsseldorfer
Parteitag festangestellte Partei - oder
Gewerkschaftsfunktionäre waren Jganze11 Teilnehmer waren Arbeiter .

Insgesamt werden vier Gruppen , dieum die '
Führung innerhalb der SPD

ringen , genannt . Die erste Gruppebildet der Kreis um Erich OHenhauer ,des 2. Vorsitzenden , und Fritz Heine .Zum Kreis OHenhauer und Heine ge¬hören Fritz Henßler , Karl Meitmann ,Emil Groß , Ernst Gnoß . Sie verfech¬ten eine Politik , die darauf abzielt ,die Deutschland -Konzeption der briti¬schen Labour -Party zu verwirklichen .
Eine zweite Gruppe hat sich um den

Führer der württembergisch -hohenzol -
lerischen SPD , Prof . Dr . Carlo Schmid ,gebildet , der nach französischem Vor¬bild eine sogenannte dritte Kraft ausdem nichtmarxistischen Flügel derSPD und den - christtichen Gewerk¬
schaftskreisen bilden wilL Man ver¬weist in diesem Zusammenhang auchauf die Ende August in Tübingen ge¬führten Gespräche um die Bildungeiner neuen Partei , die unter dem
Namen , .Deutsche Union “ Ende Okto¬ber in Koblenz gegründet werden sollund die schon jetzt als offizielle Ver¬

tretung der „dritten Kraft “ angespro¬chen wird . Für diese Parteineugrün¬
dung haben sich Schmid und Reuter
sehr stark interessiert .

Auch die aus den Vereinigten Staa¬ten zurückgekehrten Emigranten ver¬stärken ihre Bemühungen , die Füh¬
rung der SPD in die Hand zu bekom¬
men . Das vorläufige Ziel dieser Gruppeist die Uebertragung der amerika¬
nischen Verhältnisse auf Westdeutsch¬
land .

Als ernst zu nehmende Gruppe wird
auch der Kreis derjenigen Sozial¬
demokraten bezeichnet , die in grund¬sätzlicher Opposition zum Kurs der
augenblicklichen Führung stehen . Ex¬
ponent dieser Opposition ist der frü¬
here Emährungsminister von Schles¬
wig -Holstein , Arp , der in Düsseldorfmit der scharfen Forderung auftrat ,daß die SPD wieder eine marxistische
Partei werden müsse , deren wichtigste
Aufgabe es sei , sich von jeglicherreaktionären Gruppe der bürgerlichenMitte zu trennen .

eine Landesregierung überhaupt ge¬wählt werden sollen .“
Wir unsererseits aber müssen ange¬sichts dieser durchaus richtigen Kritik

fragen , warum denn die Vertreter derDVP und SPD im Zehneraus9chuß die¬
sem Staatsvertrag zugestimmt habenund warum im südbadischen LandtagSPD und DVP die Annahme dieses
Staatsvertra -gs gefordert haben ? Dort
war es wiederum die CDU-Mehrheit ,die den Staatsvertrag ablehnte , weilihr die Zugeständnisse noch nicht weit
genug gehen und sie noch größere
pertikularistische Extrawürste heraus¬
handeln will .

So ist schließlich der Staatsvertragvon « allen Seiten fallen gelassen wor¬den . Ministerpräsident Dr . Maier er¬klärte , es sei unzulässig , daß die Re¬
gierungschefs zufällig entstandener
Staatsgebilde den Beschlüssen der
Volksvertretung vorgreifen , über den
verwaltungsmäßigen Aufbau des künf¬
tigen Landes könne nur der verfas¬
sunggebende Landtag entscheiden . Lei¬
der ist diese — auch reichlich ver¬
spätete — Erkenntnis demokratischer
Selbstverständlichkeiten nur eine Spie «
gelfechterei . Denn darin sind sich alle
Ministerpräsidenten und Regierungs¬
parteien einig , daß sie keine demokra¬
tische Selbstbestimmung der Bevölke¬
rung über den künftigen südwestdeut¬
schen Staat wollen . Dia Abgeordnetender Verfassunggebenden Versammlungsollen nicht in direkter Wahl durh das
Volk gewählt , sondern von den be¬
stehenden Landtagen delegiert wer¬den , durch das gleiche undemokrati¬
sche Verfahren , wie man schon den
Wirtschaftsrat in Frankfurt und jetztden Parlamentarischen Rat in Bonn
zusammengewählt hat . Der Vorschlagder Ministerpräsidenten schreibt noch
nicht einmal vor , daß die Delegation
wenigstens nach dem politischen Kräf¬
teverhältnis in den Landtagen erfolgensoll , aber davon ganz abgesehen , ent¬
sprechen diese Landtage ja gar nicht
mehr dem politischen Willen der Be¬
völkerung . Die Mehrzahl der Neu¬
bürger hatte bei dej> Wahlen zum
Württembergisch - Badischen Landtagnoch kein Wahlrecht Zehntausende
von Kriegsgefangenen and seither zu¬
rückgekehrt , zwei Jahrgänge der jun¬
gen Generation haben inzwischen das
wahlfähige Alter erreicht , so daß rundein Fünftel aller heute Stimmberech¬
tigten bei der letzten Wahl vor zwei
Jahren seine Stimme noch nicht ab¬
geben konnte . Aber auch von den da¬
maligen Wählern würden viele nachden seither gemachten Erfahrungenheute anders stimmen . Soll also schoneine Vereinigung der drei Länder er¬
folgen , dann muß eine direkte Volks¬wahl zu dem verfassunggebendenLandtag stattfinden , wenn die Ver¬
fassung des neuen Landes tatsächlichdem Willen seiner Bevölkerung ent¬
sprechen soll .

Aber die Parteien der Regierungs -
koalition , die sich in Worten immerals die einzig wahren Hüter der De¬mokratie au &pielen , treten in Wirk¬
lichkeit das demokratische Mitbestim¬
mungsrecht des Volkes mit Füßen .Ihnen geht es nur um den Koalitions¬
schacher über Ministerposten und Vor¬
rechte . Noch vor der Volksabstim¬
mung wollen die Ministerpräsidenten
Empfehlungen an die Verfassung¬gebende Landesversammlung über die
künftige Verfassung vorlegen . Der
Staats vertrag , den man eben fallen
gelassen hat , taucht damit unter einemandern Namen wieder auf . Man be¬
gnügt sich nicht damit , daß die Ab¬
geordneten des verfassunggebenden
Landtags durch die indirekte Wahlschon doppelt und dreifach gesiebtwerden , sie sollen noch bevor sie ge¬wählt sind , schon durch interne Koali¬
tionsabmachungen in ihren künftigen
Entscheidungen festgelegt sein . Das
gegenseitige Mißtrauen unter den Koa¬
litionspartnern ist so groß , daß keinersein Jawort zur Vereinigung gebenwill , ehe er nicht den Kaufpreis auf
Heller und Pfennig in der Tasche hat
Hinter den Kulissen wird auch schonüber ein Wahlgesetz verhandelt durchdas die Regierungsparteien ihre Mo¬
nopolstellung sichern und jede unbe¬
queme Opposition ausschalten undmundtot machen wollen . _So wird immer deutlicher , daß der
Einheitswille des Volkes für partiku¬laristische und reaktionäre Ziele miß¬braucht werden soll . Es bedarf der
größten Wachsamkeit der werktätigen
Bevölkerung , um diese Machenschaf¬ten zu vereiteln .
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AUS DER AD &E ' - : rSTADT

MANNHEIM
Höhlenbewohnerin Mannheim ?
Ja , Sie lesen richtig ; es ist kein

Schreibfehler ! Im R-6-Quadrat befin¬
det sich eine Kellerwohnung unter
Trümmern , bestehend aus drei Räu¬
men , in der 12 Menschen (in Worten
zwölf Menschen ) vegetieren , darunter
mehrere Kleinkinder .

Welch freudlose Jugend erlebt solch
ein Kleinkind in diesen Kellerräumen ,die dumpf , feucht und ohne Licht sind .
Hier in diesen Räumen , jeder Zivili¬
sation bar , wo Krankheit auf Krank¬
heit lauert , sollen Menschen Kraft und
Erholung finden für den Kampf des
Lebens .

Einer Stadt wie Mannheim ist die¬
ser Zustand unwürdig !

Aufn . : Kortokracks L ’hafen

Ein Quadrat weiter , in Qu 7 , hat sich
ein Schreinermeister mit seiner Frau
in einer Toreinfahrt eine Behausung
zurechtgezimmert . 70 Jahre ist er alt ,er selbst hat Hand mit angelegt in sei¬
nem arbeitsreichen Leben , um Woh¬
nungen herzurichten und das ist jetztsein Lebensabend — ist der Abschluß
eines fleißigen Handwerkers . Unten
Zementboden , auf beiden Seiten eine
Bretterverschalung und über ihm ein¬
sturzdrohende Mauern . Muß das sein ?

Vielen solcher ähnlich wohnenden
Menschen könnte geholfen werden ,wenn eine oder zwei Kasernen frei
gegebn würden , die z . Z. noch von der
Besatzungsmacht beschlagnahmt sind .
Deshalb wünschen wir im Interesse
der Aermsten der Armen , daß folgen¬
der Antrag der Kommunistischen Par¬
tei in der Stadtratsitzung vom 23. Sep¬
tember 1948, welcher die Billigung des
Oberbürgermeisters und des gesamten
Stadtrats fand , bei der amerikanischen
Besatzungsmacht Gehör findet :

„ Der Stadtrat beschließt : Die Stadt¬
verwaltung wird ersucht , an die ame¬
rikanische Militärregierung mit der
Bitte heranzutreten , von den zehn in
Mannheim befindlichen Kasernen eine
bis zwei freizugeben , damit , bevor der
Winter eintritt , die noch in Kellern ,Bunkern und einsturzgefährdeten Häu¬
sern wohnenden Familien menschen¬
würdig untergebracht werden kön¬
nen .“ —pe—

KPO-Stadträte gegen 6as- und Strompreiseriidhnng
Stadtrat erhöht die Gas- und Strompreise —

Weitere Erhöhungen angekündigt
Der 23. September war ein schwar¬

zer Tag für Mannheims werktätige Be¬
völkerung . Im Stadtrat wurden neue
Belastungen für die Einwohner Mann¬
heims beschlossen .

Der Gaspreis beträgt in Zukunft
19 Pfennig (bisher 16 Pfennig ) pro Ku¬
bikmeter für die Haushalte . Der Strom¬
preis wird von 40 auf 42 Pfennig für
die Kleinstverbraucher erhöht . Für
Haushaltungen mit Sondertarif wird
für jeden Raum die Gebühr erhöht .
Für den ersten Raum z . B . 30 Pfennig .

Diese Erhöhungen werden aber nur
für ganz kurze Zeit Gültigkeit haben .
Bürgermeister Trumpfhelle,r der mix
vielen Zahlen die Notwendigkeit der
Preiserhöhung zu begründen suchte ,
kündigte an , daß in kurzer Zeit wei¬
tere Erhöhungen der Gas - und Strom¬
preise erfolgen müßten .

Die Vorlage der Stadtverwaltung
stieß auf den schärfsten Widerstand

der kommunistischen Fraktion , die
sich als einzige gegen diese neue
Belastung ' der werktätigen Massen
stemmte .

Stadtrat Genosse Locherer kenn¬
zeichnete an Hand von Zahlenmaterial
den unsozialen Charakter der Vorlage .

Stadtrat Genosse Weber beleuchtete
das Kapitel der Preiserhöhungen von
der grundsätzlichen Seite . Es kann
keine weitere Belastung der Bevölke¬
rung verantwortet werden . Durcft
diese Gebührenerhöhungen trägt die
Stadt selbst dazu bei , die Preisschraube
zu drehen . Die Preiserhöhungen sind
die Folgen einer verfehlten Wirt¬
schaftspolitik . Genosse Weber brachte
zum Ausdruck , daß diejenigen Parteien
und Kräfte , die durch ihre Politik in
Westdeutschland die Preisschraube in
Bewegung gesetzt haben , auch die
Verantwortung für diese Gebühren -

Spruchkammeritomödie um Dr. Fritz Reutiier
Der schwerreiche Dr . Fritz Reuther ,Mitinhaber der Firma Bopp & Reuther ,stand am 22 . September vor der Mann¬

heimer Spruchkammer . Es entspricht
ganz der gegenwärtigen Entwicklung
in Westdeutschland , daß Dr . Fritz
Reuther „minderbelastet “ wurde . Die¬
ser Spruch reiht sich ein in die Urteile
gegen Schacht , Haider usw . und be¬
stätigt wieder einmal das alte Sprich¬
wort , „die Kleinen hängt man , die
Großen läßt man laufen “.

Der Betroffene muß 10 Prozent sei¬
nes Vermögens , aber mindestens 20 000
Mark bezahlen . Die Familie Reuther
verfügt über ein Millionenvermögen .
Für Dr . Fritz Reuther ist 20 000 Mark
ein Pappenstiel . Wir zweifeln nichx
daran , daß er mit seinem Finanzgenie
schon dafür sorgen wird , daß die
20 000 Mark „ausreichen “ werden .

Der Betrieb Bopp & Reuther isx
„rühmlichst “ bekannt durch die Miß¬
handlungen von Fremdarbeitern una
Kriegsgefangenen während der Nazi¬
zeit . Dies ist gerichtsnotarisch belegt .
Der Herr Betriebsführer aber wußta
von nichts — wie üblich . Während der
Nazizeit prangte am großen Kagiin der
Firma ein riesiges Hakenkreuz , das der
NSDAP -Mann Dr . Frizt Reuther „nur
zum Schutze seiner Belegschaft “ an¬
gebracht hat und nicht etwa um damit
seine nationalsozialistische Gesinnung
zur Schau zu stellen . Die Massenent¬
lassungen von antifaschistischen Ar¬
beitern im Jahre 1033 war wahrschein¬
lich auch nur zum Schutze dieser Ar¬
beiter durchgeführt worden . Der Be¬
troffene fand in dem Zeugen Dr .
Ratzel , der zehn Jahre Schriftleiter
beim Hakenkreuzbanner in Mannheim
war , einen warmen Verteidiger . Die
Spruchkammer gestattete diesem Herrn
Ratzel und dem Nazi Dr .- Dürr , der
ehemals ebenfalls Mitglied der Be¬
triebsleitung Bopp & Reuther wai ,sich je über eine Stunde lang für ihren
Herrn und Meister einzusetzen . Nichx
die gleiche Geduld brachte aber die
Spruchkammer unter Leitung des

Herrn Dr . Walter gegenüber , den Be-
triebsratsmitgliedem , die durch ihr
Verhalten während der Nazizeit ge¬
zeigt haben , daß sie wirkliche Anti¬
faschisten sind , auf . Ein Beisitzer , der
bekannte Stadtrat Barber von der
CDU tat sich dabei besonders hervor .
Für ihn sind Anklagen gegen die Nazis
„kommunistische Wahlreden “.

Eine Krähe badet der anderen kein Auge
aus .

Ein Hauptbelastungszeuge , ehemali -
ler Betriebsingenieur von Bopp &
Reuther , wurde von dieser „objekti¬
ven “ Spruchkammer einfach abge¬
lehnt . Schließlich wäre von dieser
„unparteilichen “ nicht anderes zu er¬
warten , wie der obige Spruch . Dr .
Fritz Reuther ist frei und wird sich
auch in Zukunft seines riesigen Ver¬
mögens auf seinem Gutshof in Bayern
erfreuen können .

erhöhung übernehmen müssen . WirKommunisten können nicht B sagen ,wo wir nicht A gesagt haben . Warumhat man nicht auf unseren Ruf , in
Westdeutschland die Grundindustrie ,die Kohlen - und Stahlindustrie zu ver¬staatlichen , gehört . Es ist nicht unserePflicht , wirtschaftliche Maßnahmen zusanktionieren und zu decken , die
grundfalsch sind .

Die . Vorlage der Stadtverwaltungwurde mit den Stimmen aller Parteien
gegen die Stimmen der kommunisti¬
schen Fraktion gebilligt .

Eine lebhafte Diskussion entfaltete
sich auch bei dem Punkt Festsetzungverschiedener Gebühren wie z. B . Zu¬
satzgebühren für Benzin - und Tank¬
holzscheine . Gen . Stadtrat Weber be¬
anstandete , daß diese Gebühren bereits
erhoben werden , ohne daß ein Stadt¬
ratbeschluß Vorgelegen hat . Dies sei
eine Herabwürdigung der Rolle des
Stadtrates zu „Ja “-Sagern . Sachlich
wandte Gen . Weber dagegen ein , daß
die Gebühren für Benzin - und Tank¬
holzscheine den Charakter einer Son¬
dersteuer hätten , die sich unbedingt
preigverteuernd auf die Waren aus¬
wirken . müßten . Stadtrat Billinger von
der SPD und Stadtrat Kuhn von der
CDU machten verschiedene Bedenken
gegen die vorgesehenen Gebühren gel¬tend ; bei der Abstimmung jedoch
stimmten alle Fraktionell mit Aus¬
nahme der kommunistischen Fraktion
der Vorlage der Stadtverwaltung zu .

Um der allergrößten Wohnungsnot
zu steuern , regte die kommunistische
Fraktion an , daß man an die Militär¬
regierung herantreten solle , um wenig¬stens eine Kaserne für Wohnungenfrei zu bekommen . Ein entsprechen¬der Antrag von Stadtrat Genosse Ei-
muth begründet , wurde einstimmig an¬
genommen .

Die Stadt Mannheim wird auch in
diesem Jahr 26 000 Zentner Winter -
kartofleln einiagem . 25 000 Zentner ist
die Menge , die Mannheim in einer
Woche verbraucht . Die Lage der min¬
derbemittelten Bevölkerung ist so , daß
viele Haushalte kein Geld haben wer¬
den , um sich mit Kartoffeln einzu¬
decken . Dazu kommt , daß viele Haus¬
haltungen nicht üb « die notwendigen
Kellerräume verfügen . Wir bezweifeln ,ob die 25 000 Zentner ausreichen wer¬
den , all diese Haushaltungen zu be¬
liefern , wenn im Winter infolge Frost
die Zufuhr von Kartoffeln stockt . Es
blieb dem Herrn Stadtrat Kuhn , dem
Fraktionsführer der CDU Vorbehalten ,trotz alledem gegen diese Vorlage der
Stadtverwaltung zu sprechen . Bei der
Abstimmung allerdings hat sich die
CDU-Fraktion eines anderen besonnen
und ebenso wie die . übrigen Fraktionen
für die Einkellerung dieser 1 Kartoffeln
gestimmt .

Gas- und Strompreisefhöftung auf Kosten der Kleinen
Von Stadtrat Gustav Lochner

Die Erhöhung der Gas- und Strom¬
preise wurde von der Stadtverwaltung
mit dem Steigen der Kohlen - und
Eisenpreise begründet . Vom sozialen
Gesichtspunkt aus ist es jedoch unver¬
ständlich , warum die Gas - und Strom¬
preise für die Kleinabnehmer bedeu¬
tend mehr erhöht werden n ü̂ssen , als
für die Großverbraucher .

verbraucht wird . Die Kohlen - und
Eksenpreiserhöhung wird also auch
beim Strom hauptsächlich auf die
Kleinabnehmer abgewälzt .

Die Großabnehmer zahlen bei einem
Verbrauch von 31 Millionen kWh nur
280 009 DM mehr . Die Kleinverbraucher
aber zahlen für 1« 730 0M kWh 4M 0M
Mark mehr .

KARLSRUHER ECHO
Stadtrat zu rechtfertigen und konnte esLohnerhöhung durch Preis¬

steigerung illusorisch
Gewerkschaftsführer für Strompreis¬
erhöhung - Die Löhne der Straßen¬

bahner weiterhin ungenügend
O. K. In zwei gutbesuchten Betriebs¬

versammlungen nahmen die Kollegen
des Straßenbahnamtes Karlsruhe
Kenntnis von dem neuen Lohntarif .
Der Kollege Heil gab den Bericht über
den Verlauf der Verhandlungen , die zu
einem befriedigenden Ergebnis führten .

In der Diskussion wurde zum Aus¬
druck gebracht , daß die neuen Löhne
erst dann ihren wahren Sinn erhalten ,nämlich die sozialen Verhältnisse der
Straßenbahner zu bessern , wenn ' die
hohen Preise herabgesetzt werden und
keine Preiserhöhungen mehr stattfin¬
den . Die Straßenbahner haben lange
genug warten müssen , bis sie in den
Genuß der neuen Löhne gekommensind und wollen nicht stillschweigendZusehen , wie durch die geplanten neuen
Steuern jede Lohnerhöhung zunichte
gemacht wird . Der anwesende erste
Vorsitzende des Gewerkschaftsbundes ,Flößer , versuchte seine Zustimmungzur Erhöhung der Strompreise als

dabei nicht unterlassen , .das „Volks¬
echo“ als Revolverblatt zu beschimp¬
fen . Es muß hier deutlich gesagt wer¬
den , daß im „Volksecho “ die Zustim¬
mung des Gewerkschaftlers Flößer zur
Strompreiserhöhung einer sachlichen
Kritik unterzogen wurde . In dem alten
GewerkschaftlerFlößer einen gelehrigen
Schüler des Herrn Frenzei vom Radio
Stuttgart in der Bekämpfung eines Ar -
beiierblaties erkennen zu müssen , ist
für jeden organisierten Arbeiter recht
bedauerlich .

Mit der Strompreiserhöhung hat es
angefangen , die Erhöhung der Gas¬
preise wird bald folgen . Die Einwoh¬
nersteuer , sowie die Gas - , Wasser - und
Stromsteuer und die Besteuerung der
Benutzung von Straßenbahnen sind in
Aussicht gestellt Das will heißen , daß
die neuen Löhne der Straßenbahner da¬
hinschmelzen werden , wie der Schnee
in der Sonne .

Und dann ? Was wird der Kollege
Flößer dazu sagen ? Er wird die bit¬
tere Erkenntnis bekommen , als Ge¬
werkschaftler einer der ersten gewe¬sen zu sein , der dazu beitrug , den klei¬
nen Energieverbraucher mit Preiserhö¬
hungen belastet zu haben .

Der Gaspreis für den Kleinabnehmer
ist um 3 Pfennig erhöht worden . Der
Gaspreis für den Großverbraucher da¬
gegen nur um 1,5 bis 1,8 Pfennig . Der
Großverbraucher hat an sich schon
einen Tarif , der bedeutend niedriger
liegt , als der Tarif für die Haushalte .

Durch die Preissteigerung bei der
Kohle hat das Mannheimer Gaswerk
einen Mehraufwand von 390 000 DM.
Auf Grund des neuen Tarifes müssen
die Großabnehmer , die rund 7,7 Mil¬
lionen cbm Gas verbrauchen , 130 000
DM mehr zahlen , die Kleinabnehmer
dagegen mit 8,7 Millionen cbm Gas
werden mit 260 000 DM mehr belastet .

Bei fast gleichem Verbrauch zahlen
die Klcinabnchmer % , die Großabneh¬
mer % der Mehrkosten .

Beim Strompreis liegen die Ver¬
hältnisse ähnlich . Auch hier müssen
die Kleinabnehmer den Löwenanteil
an der Kohlen - und Eisenpreissteige¬
rung tragen - Her Strompreis für die
Großabnehmer wurde pro kWh (Kilo¬
wattstunde ) nur um 0,9 Pfennig erhöht .
Die Kieinabnehmer aber müssen 2 Pf .
pro kWh mehr zahlen . Noch unsozialer
ist die Erhöhung der Grundgebühren
um 30 Prozent für den Haushaltsson¬
dertarif . Bei einer Wohnung mit zwei
Räumen muß in diesem Falle die
Preisernöhung für 30 kWh bezahlt «{er¬
den , unabhängig davon , wieviel Strom

Gas - und Strompreise sind für die
Großbezieher an sich schon bedeutend -
niedriger wie für die Kleinbezieher .
Das findet seine Rechtfertigung darin ,
«laß die Stadtwerke bei den zehntau¬
senden Kleinverbrauchern viel mehr
Arbeit und Verwaltungstätigkeit brau¬
chen , als bei den Großbeziehem . Die
Kohlenpreissteigerung jedoch müßte
sich auf Groß - und Kleinverbraucher
gleichermaßen auswirken , die Stadt¬
verwaltung hat aber gerade die Haus¬
halte , also die Werktätigen , am mei¬
sten belastet , wie wir auf Grund der
obigen Zahlen gesehen haben .

Man ist vom Wirtschaftsrat gewohnt ,
daß er die Großen schützt und die
Kleinen belastet . Aber mußte die
Stadtverwaltung diesem schlecht « !
Beispiel folgen ? Haben wir nicht eine
Arbeitermehrheit im Mannheimer
Rathaus ? Ist man bereit , trotz schein¬
barer Opposition alles mitzumachen ,
was von Frankfurt kommt ? Es sind
noch einige Preissteigerungen und
neue Steuern zu erwarten , bei denen
die Kommunalverwaltungen auch et¬
was mitzureden haben . Wenn ^ der
Mannheimer Stadrat jedoch in dieser
Weise Artfährt , kann eich die werk¬
tätige Bevölkerung unserer Stadt auf
manche Ueberraschung oder vielmehr
Enttäuschung gefaßt machen , T^otz
Arbeitermehrheit !
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flie VVN ist überparteilich
Erklärung des Vorsitzenden von Württemberg -Baden , Sehlotterbeck

die Wiedergutmachung an den politisch
Verfolgten wird planmäßig erschwert
und verschleppt . Muß die Militärregie¬
rung auch hier wieder eingreifen ? Wir

_
'—-— 1 - wären den politischen Parteien dank -WW Die Vereinigung der jetzigen 1. Vorsitzenden der VVN bar , wenn sie in dieser Frage — auch^ VerftolgterTaesNaziregimes Kreis Stuttgart , Ketterer , im Sekreta - wegen des Ansehens des deutschen

isuda ^ üflentlichkeit eine r *at des Landesvorstand erstattete , be - Volkes m der Welt — eine entschlos -
Antwort airT -verschiedena »agt , folgendes : Im westlichen Berlin sene und starke Haltung an den Tag▼ Fragen schuldig Im Auf- wurden Teilnehmer am Gedenktag für legen würden ! •

trag meiner nichtkommunistischen Ka- ^ie Opfer des Faschismus von randa - Der Landesvorstand der VVN ruft
tneraden aus der SPD DVP und CDU Verenden Banden ihres VVN-Abzei - schließlich die Kreisvereine der VVN
im Sekretariat des Landesvorstandes chena beraubt , niedergeschlagen und füf , in öffentlichen Mitgliederversamm -
Üer WN habe ich diese Antwort öftent - mißhanddt — wie seinerzeit von SA Jungen den politischen Parteien Ge-
lich abzugeben . Meine Kameraden wol - H? d s.^; Dnter Absingen des Horst - legenheit zu geben , sich von der über -
len damit , daß ein Kommunist diese Wessel -Liedes erfolgten die Zusam - Parteilichkeit und Einheit der VVN zuErklärung abgibt unterstreichen daß menstöße am Brandenburger Tor . Es Überzeugen . Die deutschen politischendte V’ünsche tezüglich d? r ^ paUurig der handelt sich also um die gleiche poll - Parteien sollten froh sein daß es in -
iWN in dieser Organisation bei nie * tische Gattung , die ..bei und unter dem mitten ^ der deutschen Zerrissenheit
jnand Anklang finden . Stichwort „Kabus “ bekannt ist und noch eine Organisation gibt , die alle

1 . Die WN ist keine kommunistl - von einem amerikanischen Militär - Richtungen in ganz Deutschland um¬gehe Organisation Die Kritiker der Bericht zu langjährigen Strafen ver - faßt , deren Mitglieder Namenloses umiWN sind , bisher jeden Beweis ihrer urteilt wurde . Deutschland litten und damit bewiesen
gegenteiligen Behauptung schuldig ge- 5- Die VVN ist entschlossen , den haben , daß sie zu .Deutschlands bestenblieben . In 31 württemberg -badischen Kampf aufzunehmen , und wenn not - Söhnen gehören .
Kreisen gibt es 230 gewählte Kreisaus - wendig aus ihrer bisher gewahrten VVN Württemberg -Baden
qchußmitglieder . Davon gehören der Zuruckhaltung herauszutreten , denn Der Vorsitzende : (gez . ) Schlotterbeck .
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Außerordentliche Landeskonferenz
der VVN

Stuttgart . Der - Landesausschuß der

Die Löhne hinken nach
Neue Tarifverträge in der Teigwaren - und in der Brauindustrie

SPD 90,
~ CDU 10 DVP 6 KPD 72, unsere Organisation hat Bestand , bis

parteilos sind 55 und bei
’
37 ist die das Vermächtnis der Toten erfüllt ist ,Parteizugehörigkeit unbekannt . Von wovon bis heute nicht die Rede sein

den Vorsitzenden der Kreisvereinigun - kann ,
gen sind 8 Mitglieder der SPD , 11 der ®- Die VVN muß jenen Parteien , die VVN hat zu dem Parteitagbeschluß derKPD und 12 parteilos . Dem Landes - i etzt die Einheit der politisch Verfolg - SPD , die Mitglieder könnten nur einerVorstand gehören von 17 Mitgliedern ten gefährden , sagen , daß sie damit der beiden Organisationen angehören ,der SPD 5, DVP 1 , KPD 7 und 4 par - au ch die Verantwortung für das Schei - eine Erwiderung abgegeben und be¬teilose an . Dazu kommt noch je ein tern der Wiedergutmachung an den schlossen , eine außerordentliche Lan -Vertreter von 3 Parteien und der Ge- politisch Verfolgten tragen , denn ohne deskonferenz einzuberufen . Außerdemwerkschaften . Es ist zwar richtig , dall Einheit der politisch , rassisch und reli - sollen alle Parteien aufgefordert wer -die Kommunistische Partei durch die Bios Verfolgten gibt es keine Wieder - den , der WN bis zur nächsten Rats¬größere Zahl ihrer Opfer die größte gutmachung ! Zwar ist man bereit , tagung der VVN am 16. und 17 . Oktoberder einzelnen Gruppen ist , die aber — Militärrenten zu zahlen und auch das in Eisenach alles Material über un -wie man aus den Zahlen ersieht — die Projekt für die Wiedergutmachung an rechtmäßige Verhaftungen usw . zuzu -VVN nicht majorisieren kann . Sie hat entlasteten Nazis liegt bereit — aber leiten ,bisher auch noch keinen solchen Ver¬such unternommen und die Mitgliederdieser Partei befleißigen sich , wie im
Konzentrationslager , bester kamerad¬schaftlicher . Zusammenarbeit mit denMännern anderer Partei i . Darum ,daß die Kommunisten uie weitaus Zwischen den Arbeitgebern in der Zustimmung des Arbeitsministeriumsgrößten Opfer von allen Parteien Im Teigwaren - , Nährmittel - und Suppen - und der Militärregierung . Der neueKampf gegen den Nationalsozialismus Industrie und der Industriegewerk - Vertrag sieht eine läprozentige Lohn -hrachten , ist der deutsche Widerstand schaft Nahrung , Genuß , Gaststätten , erhöhung ab 3. September vor . Für dienicht weniger wert . ist am 3. September ein Lohnabkom - Zeit vom 21. Juni bis 3. September2. Die WN ist keine neue Partei ! Es men abgeschlossen worden , das rück - wird als Ausgleich ein Wochenlohngibt auch keine solchen Bestrebungen , wirkend ab 1. August in Kraft treten nachbezahlt .[Wenn dies trotz wiederholter eindeu - soll , sobald die Zustimmung der Mili - Bei den Verhandlungen in der Brau¬tiger Erklärungen — und auf das Wort tärregierung vorliegt . industrie hat sich der Angestelltenver -äer VVN kann man sich verlassen — Der neue Tarifvertrag tritt an Stelle band eingeschaltet mit dem „Erfolg “ ,trotzdem behauptet wird , so können der noch aus der Nazizeit her gelten - daß über eine Erhöhung der Gehälterdie Verbreiter solcher Behauptungen den Tarifordnung , wird aber dem ge - bis jetzt kein Uebereinkommen erzieltyon Böswilligkeit nicht freigesprochen genwärtigen Preisniveau nicht gerecht , werden konnte . Der Angestelltenver -Sverden . So schwanken die Stundenlöhne für band , dessen unseliges Bestreben da-3 . Der Landesausschuß der VVN be- männliche Arbeiter über 21 Jahre zwi - hingeht , die Arbeiter und Angestelltendauert , daß die sozialdemokratischen sehen 87 und 115 Pfennigen pro Stunde in den einzelnen Industriezweigen aus -Kameraden von ihrer Partei vor die je nach Ortsklasse und Qualifikation , einanderzureißen , hat zwar keine nen -{Alternative : SPD oder VVN gestellt Die Löhne für Frauen bewegen sich nenswerte Anhänger in der Industrie -iwurden . Männer , die 40 Jahre und zwischen 50 und 69 Pfennigen . Bei Ju - gruppe Nahrung und Genuß , nimmtInehr der sozialdemokratischen Partei gendlichen ist die Bezahlung natürlich aber dennoch für sich das Recht inAn -iangehören , werden damit vor die Be- entsprechend geringer . Sehr bedenklich spruch , hineinzureden . Wie wir erfah -tantwortung einer Frage gestellt , die ist die Bestimmung im Tarifvertrag , ren , sind auf energische VorstellungenÜberflüssig , aber schwer und qualvol - wonach diese neuen Löhne bis 31 . 12. hin , die Unternehmer nunmehr doch»er ist , als die Mißhandlungen und Lei - nicht gekündigt werden können . Dar - bereit , mit dem Industrieverband Näh¬rten in den Konzentrationslagern , denn nach erst mit einer sechswöchigen rung und Genuß über die Angestell¬fein Mann , der gezwungen wird , auf die Frist . Die Löhne dieses Tarifvertrages tengehälter zu verhandeln .feait Blut , Kampf , Leiden und Tod be- sind durch die Preisentwicklung jetzt _ _ , . . _ . . .siegelte Kameradschaft des Konzentra - schon überholt . Neue Preissteigerungen Noch kein Fortschritt m derlionslager zu verzichten , muß sich wie für so lebenswichtige Artikel wie bei - Metallindustriefein nachträglicher Verräter an seinen spielsweise das Brot sind angekündigt . T„ a «. i_ _

feSn ?" a” SPD « Er - •»
4. Den Bericht , den die nach Berlin In der Branindustrie ist ebenfallsAbordnung der WN Würt- vom Verband Nahrung , Genuß, Gast- ^ h^ r? WoA^I ‘
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bisher unzugänglich gezeigt , teils mit
der Argumentation , daß die Preise ja
wieder fallen könnten . Das Interesse
der Metallarbeiter gebietet , daß der In¬
dustrieverband Metall hinter seine
mehr wie berechtigte Forderung auch
den nötigen Druck setzt .

Aufhebung des Lohnstops
Frankfurt - (dpd .) Ein Sprecher des

Sport der Woche
Per Deutsche Meister 4:1 geschlagen — Mag eres Ergebnis für Mannheim

Süddeutsche Oberliga nungen : Rödelheim — Mühlburg , 1860jVW Mannheim — Stattg . Kiekers 1:1 München — BC Augsburg , Waldhof Verwaltungsrates gab bekannt , daß derVfB Mühlburg — SV Waldhof 1:1 gegen VfB Stuttgart , 05 Schweinfurt Verwaltungsrat einem GesetzentwurfUlm 40 — isst München 0:1 gegen VfB Mannheim , Eintracht über die Aufhebung des LohnstopsVrft Stuttgart — Eintr . Frankfurt 1:1 Frankfurt — Bayern München , 1. FC zugestimmt hat . Danach sollen alle bis-Klckers Offenbach — l . FC Nürnbg . 4:1 Nürnberg — FSV Frankfurt , Schwa - herigen Bestimmungen , die einenBayern München — Schw . Augsbnrg 3 :4 ben Augsburg — Kickers Offenbach , Lohnstop vorsehen , außer Kraft ge-" D Augsburg — 05 Schweinfurt 2:1 Stuttgarter Kickers — Ulm 46. setzt werden . Für die Zwischenzeit istrSV Frankfurt — Rädelheim 1 :0
Badische Landesliga eine Uebergangslösung vorgesehen .

Der deutsche Meister scheint sich YSj, *Jf ck? r^u — Schwetzingen 3 :0 Preissteigerung bis 272 */onoch nicht gefunden zu haben und D"rl*c.h — A8V Feudenheim 4:0 Di Prei„ fü Nahrungsmittel in derÄ to_°ssita oÄssa?&5s; V °«««-
zum Schluß noch froh sein , einen T8 ® Kohrbach — VfB Knielingen 2:2 statl ?^ ®cil0n » Amtes der
Punkt gegen che Stuttgarter Kickers Spv « Sandhofen - VfB Pforzheim 0 :3 Irhöht So

^
beträgt die"Jj ®rl2nf 0ni Schuld an seinem schwa - Die Favoriten siegten mit durch - Preissteigerung für Eier 232 Prozent ,k « wenig giückiiche weg glatten Ergebnissen . — Die für Kartoffeln 83,1 Prozent , für Butterii ^ ftSaUfSteHung

_rT Irv Mühl- kommenden Spiele : VfR Pforzheim 68,8 Prozent . Bei der Industrie ist die
• t - ii„ _ „

am
r 8

j Ur erwarteten Punkte - gegen Schwetzingen , Feudenheim gegen Preissteigerung noch stärker . Gegen -. ln den übrigen Spielen gab Sandhofen , Viernheim — Neckarau , über 1938 haben sich die Preise fürj . „ rr«2?Ppe Ergebnisse ohne beson - Knielingen — Brötzingen , Phönix Baumwolle um 272 Prozent , für Kalb -- T re. V! „fr ™S0h.unget V — Das kom - Karlsruhe — Durlach , Friedrichsfeld feile um 202 Prozent und für Leinen -Wende Wochenende bringt die Begeg - gegen 1. FC Pforzheim . gam um 159 Prozent erhöht .

Die unter dieser Rubrik veröffentlichten
Einsendungen unserer . Leser decken sichnicht in jedem Falle mit der Auffassungder Redaktion

Wochenende der Jugend
„Friede und Freude “ . Unter diesem

Mptto stand das Wochenende der
Mannheimer Jugend am vergangenenSamstag und Sonntag und den Auftaktdazu bildete die Kundgebung für denFrieden im Ufa -Palast .Was erwartete die Mannheimer Ju¬
gend von dieser Kundgebung , in derauch einige ausländische Gäste dasWort ergreifen sollten ? Doch zumMindesten ein machtvolles Bekenntnisziim Frieden . Dieses Bekenntnis fielziemlich zurückhaltend aus . Der Frie¬den genierte sich sozusagen persönlichzu erscheinen . Man kann ihm diesauch keinesfalls für übel nehmen .Denn wenn wir Frieden sagen , den¬ken wir an die ganze Menschheit , andie ganze Welt . Und bei dieser Ver¬
anstaltung kam nur eine Hälfte derWelt zu Worte — die westliche . Ha¬ben die Veranstalter geglaubt , daßdieser Teil der Welt den Frieden
allein gepachtet hat und haben sie
vergessen , daß es in der östlichenHälfte unseres eigenen Vaterlandes
auch junge Menschen gibt , die den
Frieden ebenso heiß ersehnen wie wir .Können sie es vor der Jugend und
vor allen Menschen verantworten , daß
sie die Millionen Hände zurückgesto¬ßen haben , die uns vertrauensvoll ausdem Osten und Südosten Europas ge¬reicht werden . Nein , einem solchen
Frieden schenken wir unser Vertrauennicht .

Und was erwartete die Mannheimer
Jugend von ihren Gästen aus dem We¬sten ? Vor allem Vertrauen . Statt des¬
sen bekamen wir Ermahnungen . Und
was gesprochen wurde , ließ uns auf¬
horchen . Wir waren mit unseren Gä¬sten einig über die Notwenidgkeit des
Friedens . Aber wir wählen andere
Wege , um ihn zu erreichen . Einige
grundsätzliche Forderungen stellte einGast an uns , die wir , die Jugend , er¬
füllen müßten , um den Frieden zu
gewinnen . Wir wollen die Antwortnicht schuldig bleiben . Die unbedingte
Achtung vor der Freiheit des Geistes
wurde von uns gefordert . Wir ant¬
worten , daß wir nicht nur Achtungvor dieser Freiheit haben , sondern sieauch überall und jederzeit verteidigen .Aber wir wissen auch , daß diese Frei¬
heit für uns erst zur Realität wird ,wenn wir von ihren Feinden , der Not ,der Sorge um unsere Existenz und
dem grausamen , aufreibenden Kampf
um die notwendigsten Bedürfnisse un¬
seres Lebens befreit werden . Denn wir
wollen die Freiheit nicht nur für an¬
dere , sondern auch für uns selbst und
ohne Freiheit ' vor den drückendsten
materiellen Sorgen , bleibt die Freiheit
des Geistes Fragment . Der Gast for¬derte weiter von uns : „Laßt euren
Nachbarn in Frieden Reichtum erwer¬
ben . Euer Nachbar soll diesen dann
benutzen zum Wohl aller Menschen .“
Wir aber fragen alle Schaffenden :
„Wo ist der Mensch in unserer Ge¬
genwart , in unserer Vergangenheit ,der sich durch die ehriiehe Arbeit des
Alltags und ohne die Gemeinschaft zu
schädigen seinen Reichtum erworben
hat . Und wo ist der Mensch , der nicht
Mißbrauch getrieben hätte mit seinen
Millionen ?“ Wir verzichten in der
Welt , die wir Jungen uns aufbauen
wollen , auf diese Menschen und wir
verzichten auf ihre Wohltaten , wenn
es nur Tropfen ihres Reichtums sind ,
Tropfen unseres eigenen Schweißes ,mit dem sie uns die brennende Stirn
kühlen wollen . Wir brauchen keine
Mensbhen , die für uns Reichtümer
sammeln , sondern wir glauben , daß
wir die Reichtümer , die wir schaffen ,
selbst verwalten können .

Das ist unsere Auffassung vom
Frieden , das ist unsere Auffassung von
der Freiheit und wir nehmen uns
gleich die Freiheit zu glauben , daß
diese Auffassung die richtige ist .
Nicht für alle . Für uns — die schaf¬
fende Jugend .

Ein junger Mensch für die fort¬
schrittliche Jugend unserer Stadt .
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